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Aktueller Kommentar

Ein wichtiges Thema bei den aktuellen Koalitionsver -
hand lungen um die Schwerpunkte der Politik für die
nächste Legislaturperiode ist die Finanzpolitik. Einerseits
stehen CDU/CSU und FDP gegenüber ihren Wählern in
der Pflicht, die versprochenen Steuerentlastungen zu reali -
sieren, anderseits sehen sie sich enormen Schulden ge-
genüber, die die Gestaltungsspielräume der Politik zuneh -
mend einschränken. Da verwundert es, dass der Ab  bau
von Subventionen bislang offenbar noch nicht als Mittel
zur Konsolidierung der öffentlichen Haushalte in Betracht
gezogen wurde. 

Allein beim Bund betragen die Finanzhilfen und Steu-
ervergünstigungen ausweislich des aktuellen Subventi-
onsberichts der Bundesregierung rund 21 Mrd. € (Anga-
ben für 2008). Hinzu kommen Subventionen der Länder
und Gemeinden, sodass sich das maximale Einsparvolu-
men für alle föderalen Ebenen auf fast 50 Mrd. € beläuft.
Selbst wenn man berücksichtigt, dass hierin auch Kre -
dite und Sonderabschreibungen enthalten sind, die kei-
ne dauerhaften Mehrausgaben bzw. Minderausgaben für
den Staatshaushalt bedeuten, und dass manche Subven -
tionen durchaus auch ihre Berechtigung haben, scheint
das Einsparpotenzial doch enorm. 

Ein Ärgernis sind dabei insbesondere die Steuer -
vergünstigungen – diese beliefen sich im Jahr 2008 
bei Bund und Ländern zusammengenommen auf fast
27 Mrd. € und damit auf mehr als die Hälfte aller gewähr-
ten Subventionen. Steuervergünstigungen mögen aus
Sicht der Empfänger gewisse Vorteile aufweisen; aus

ökonomischer Sicht sind sie hingegen problematisch:
Sie sind wenig zielgenau, weil sie aufgrund des Rechts-
anspruchs im Regelfall hohe Mitnahmeeffekte provozie-
ren, sie erhöhen die Budgetunsicherheit des Staates und
sie sind wenig transparent und entziehen sich damit häu-
fig einer sachgerechten Erfolgskontrolle. Hinzu kommt
schließlich, dass Steuervergünstigungen, soweit sie sich
auf die Gemeinschaftssteuern beziehen, nicht nur vom
Bund, sondern auch von Ländern und Gemeinden ent-
sprechend ihren Anteilen am Aufkommen dieser Steuern
getragen werden müssen. Da die Steuerausfälle auch
die im bundesstaatlichen Finanzausgleich zu nivellieren-
de Finanzkraft beeinflussen, kann es zu unbeabsich -
tigten Umverteilungswirkungen zwischen den Ländern
kommen. 

Nicht zuletzt aus diesen Gründen hat die Bundesre-
gierung in ihren im Jahr 2006 verabschiedeten „Subven-
tionspolitischen Leitlinien“ als Ziel definiert, bestehende
Steuervergünstigungen nach Möglichkeit in Finanzhilfen
umzuwandeln. Wenigstens dies sollte bei den laufen-
den Koalitionsverhandlungen berücksichtigt werden.
Noch besser wäre es freilich, wenn es gelänge, die Sub-
ventionen substanziell zu verringern und auf diese Weise
einen Beitrag zur Konsolidierung des Staatshaushalts zu
leis ten. 
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